
 

 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 

Az:  12 RK 40/89 

 

 
................................................................... 
 
 

Kläger und Revisionskläger, 
 
Prozeßbevollmächtigte:    ..........................................................................., 
 
 

g e g e n 
 
 
Barmer Ersatzkasse, 
vertreten durch die Geschäftsführung, 
Wuppertal-Barmen, Untere Lichtenplatzer Straße 100 - 102, 
 

Beklagte und Revisionsbeklagte, 
 
beigeladen: 
 
1. Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, 
    vertreten durch die Geschäftsführung, 
    Berlin 31, Ruhrstraße 2, 
 
2. Bundesanstalt für Arbeit, 
    vertreten durch den Präsidenten, 
    Nürnberg, Regensburger Straße 104, 
 
3. ........................................., 
 
Prozeßbevollmächtigte:    ..........................................................................., 
 
 
 

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche Verhandlung  

am 25. Oktober 1990 in Berlin durch den   Vorsitzenden Richter   S p i e l m e y e r ,    

die Richter   Dr.  P e t e r s   und   Dr.  K o c h e r   sowie die   ehrenamtliche  

Richterin   K r e m e r  und  den ehrenamtlichen Richter   Dr.  D u f n e r 

für Recht erkannt: 

 

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Hessischen Landessozialgerichts vom 

16. August 1989 wird zurückgewiesen. 
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Der Kläger hat der Beigeladenen zu 3) die Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten. 

Im übrigen haben die Beteiligten einander keine Kosten zu erstatten. 

 

 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Der Rechtsstreit betrifft die Beitragspflicht einer in einem Kündigungsschutzprozeß ver-

einbarten "Abfindung". Der Kläger hattedie Beigeladene zu 3) ab 15. Juli 1985 gegen eine 

Vergütung von3.300 DM monatlich als Arzthelferin und Laborantin angestellt.Die Vergü-

tung wurde bis einschließlich März 1986 gezahlt. Mit Schreiben vom 4. März 1986 kündig-

te er das Arbeitsverhältnis "fristlos". Die Beigeladene zu 3), die sich am 7. März 1986 

beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldet hatte, erhob wegen der Kündigung Klage zum Ar-

beitsgericht; vor diesem kam am 19. März 1986 ein Vergleich mit ua folgenden Bestim-

mungen zustande: 

 

1. Das Arbeitsverhältnis der Klägerin zum Beklagten endet durch ordentliche 

Kündigung fristgerecht zum 30. Juni 1986. 

 

2. Der Beklagte zahlt an die Klägerin für den Verlust des Arbeitsplatzes eine Ab-

findung entsprechend §§ 9, 10 Kündigungsschutzgesetz, § 3 Ziffer 9 Einkom-

menssteuergesetz in Höhe von 6.600 DM. 

 

3. Die Parteien sind sich darüber einig, daß der Klägerin bis zum Ausscheidens-

zeitpunkt keine Vergütungsansprüche mehr zustehen. 

 

4. Die Klägerin wird ab sofort von jeglicher Arbeitsleistung unter Anrechnung von 

möglicherweise noch vorhandenen bzw bis zum Ausscheidenszeitpunkt noch 

entstehenden Urlaubsansprüchen freigestellt. ... 

 

Das Arbeitsamt nahm ein Ruhen des Anspruchs der Beigeladenen zu 3) auf Arbeitslo-

sengeld (Alg) gemäß § 117 Abs 2 und 3 Arbeitsförderungsgesetz (AFG) wegen Bezugs 

einer "Abfindung" bis zum 14. April 1986 an und gewährte vom Folgetag an Alg. 

 

Mit Bescheid vom 16. Juli 1986 verlangte die Beklagte vom Kläger Gesamtsozialversiche-

rungsbeiträge für ein Arbeitsentgelt von 6.600 DM für die Zeit vom 1. April bis 30. Juni 

1986 in Höhe von insgesamt 2.336,40 DM. Den Widerspruch des Klägers wies sie mit 

Widerspruchsbescheid vom 24. November 1986 zurück. 
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Die gegen das klageabweisende Urteil des Sozialgerichts (SG) Marburg vom 25. August 

1987 eingelegte Berufung des Klägers hat das Landessozialgericht (LSG) mit Urteil vom 

16. August 1989 zurückgewiesen. Die der Beigeladenen zu 3) gezahlte "Abfindung" sei in 

Wahrheit "eine verdeckte Vergütung" gewesen. Zwar hätten die Parteien des arbeitsge-

richtlichen Vergleichs eine Entgeltzahlung bis zum Ausscheidenszeitpunkt ausdrücklich 

ausgeschlossen. Die statt dessen vereinbarte "Abfindung" sei aber "objektiv funktionswid-

rig" gewesen, weil die entsprechenden Vergleichsabreden zum Ausschluß von Vergü-

tungsansprüchen und damit zum Verlust des Sozialversicherungsschutzes der Beigela-

denen zu 3) geführt hätten. Außerdem sei sie im Verhältnis zur Dauer des Arbeitsverhält-

nisses unüblich hoch gewesen, während sie bei überschlägiger Berechnung dem für die 

Zeit bis zur Beendigung des Arbeitsverhältnisses zu erwartenden Nettoentgelt entspro-

chen habe. Für ihren Entgeltcharakter spreche auch, daß der Kläger keinen verständigen 

Grund zur Zahlung einer "Abfindung" gehabt habe und die fristlose Kündigung offensicht-

lich unwirksam gewesen sei. Die Arbeitslosmeldung der Klägerin sei insoweit ohne Be-

lang gewesen. 

 

Gegen dieses Urteil hat der Kläger die vom LSG zugelassene Revision eingelegt: Die 

fragliche Abfindung habe keine Beträge enthalten, die für die Dauer des Arbeitsverhältnis-

ses zu zahlen gewesen seien. Das ergebe sich aus den insoweit nicht auslegungsfähigen 

Bestimmungen des vor dem Arbeitsgericht geschlossenen Vergleichs. Mit ihm sei das Ar-

beitsverhältnis faktisch vorzeitig beendet worden. An diese Disposition der Arbeitsver-

tragsparteien seien die Sozialversicherungsträger gebunden. Das LSG habe in seinem 

Urteil einerseits die Bestimmungen des Vergleichs als nicht auslegungsfähig bezeichnet, 

andererseits den Vergleich aber letztlich doch entgegen seinem Wortlaut ausgelegt. E-

benso habe es zu Unrecht ein Scheingeschäft iS des § 117 Bürgerliches Gesetzbuch 

(BGB) angenommen. Auch habe die Abfindung nicht überschlägig drei Nettogehältern, 

sondern - exakt - zwei Bruttogehältern entsprochen. Die Frage, ob die außerordentliche 

Kündigung durch den Kläger berechtigt gewesen sei, sei durch den arbeitsgerichtlichen 

Vergleich verbindlich geklärt worden. 

 

Der Kläger beantragt, 

das Urteil des Hessischen Landessozialgerichts vom 16. August 1989 und das Ur-

teil des Sozialgerichts Marburg vom 25. August 1987 sowie den Bescheid der Be-

klagten vom 16. Juli 1986 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 

24. November 1986 aufzuheben. 

 

Die Beklagte beantragt, 

die Revision des Klägers zurückzuweisen. 
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Sie ist mit den Vorinstanzen der Auffassung, der Beigeladenen zu 3) sei keine echte Ab-

findung gewährt worden; vielmehr sei die vereinbarte Zahlung in Wahrheit ein Entgelt für 

die restliche Dauer des Arbeitsverhältnisses gewesen. 

 

Auch die Beigeladenen zu 1) und 2) beantragen die Zurückweisung der Revision. Die 

Beigeladene zu 2) meint dazu noch, daß die fraglichen Vergleichsbestimmungen irrefüh-

rend formuliert seien (eine "falsa demonstratio" enthielten). Dem ist der Kläger mit dem 

Hinweis entgegengetreten, eine Verschiedenheit zwischen Wille und Erklärung habe bei 

keinem der Vergleichsbeteiligten vorgelegen. 

 

Die Beigeladene zu 3) hat keinen Antrag gestellt. 

 

Alle Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mündliche Verhandlung einver-

standen erklärt. 

 

 

II 

 

Die Revision des Klägers ist unbegründet. 

 

Zu Recht haben die Vorinstanzen die vom Kläger gezahlte "Abfindung" in Höhe von 

6.600 DM in voller Höhe als Arbeitsentgelt iS des § 14 Abs 1 Sozialgesetzbuch -

 Gemeinsame Vorschriften für die Sozialversicherung - (SGB IV) angesehen. Nach Abs 1 

dieser Bestimmung sind Arbeitsentgelt alle laufenden oder einmaligen Einnahmen aus ei-

ner Beschäftigung, gleichgültig, ob ein Rechtsanspruch auf sie besteht, unter welcher Be-

zeichnung oder in welcher Form sie geleistet werden und ob sie unmittelbar aus der Be-

schäftigung oder im Zusammenhang mit ihr erzielt werden. Demgemäß sind auch Zah-

lungen, die anläßlich der Beendigung eines Arbeitsverhältnisses geleistet werden, bei-

tragspflichtiges Arbeitsentgelt, soweit sie zeitlich der Dauer des Arbeitsverhältnisses (des 

versicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisses) zuzuordnen sind (vgl Urteil des 

Senats vom 21. Februar 1990, BSGE 66, 219 = SozR 3 - 2400 § 14 Nr 2). Ein solcher Fall 

liegt hier vor, da die der Beigeladenen zu 3) nach dem Vergleich vom 19. März 1986 ge-

leistete Abschlußzahlung dem Zeitraum vom 1. April bis 30. Juni  1986 zuzuordnen ist. 

Das ergibt sich, wie das LSG zutreffend ausgeführt hat, nicht nur aus der Höhe der Zah-

lung - sie entsprach nach den Feststellungen des LSG bei überschlägiger Berechnung 

der noch zu erwartenden Netto-Vergütung für drei Kalendermonate -, sondern auch dar-

aus, daß für einen echten Lohnverzicht seitens der Beigeladenen zu 3) und die Gewäh-

rung einer echten Abfindung durch den Kläger ein verständiger Grund fehlt. 

 

Einen dem vorliegenden ähnlichen Fall (12 RK 65/87, veröffentlicht in BKK 1990, 747) hat 

der Senat in derselben Sitzung entschieden, in der das schon genannte Urteil vom 
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21. Februar 1990 ergangen ist. Auch dort hatten die Parteien einen arbeitsgerichtlichen 

Vergleich geschlossen und darin einen - allerdings in der Vergangenheit liegenden - Be-

endigungszeitpunkt für das Arbeitsverhältnis und außerdem die Zahlung einer "Abfindung" 

vereinbart, die das für die Zeit zwischen Kündigung und dem Beendigungszeitpunkt noch 

ausstehende Arbeitsentgelt einschloß. Die Besonderheiten des vorliegenden Falles recht-

fertigen nicht, ihn anders zu beurteilen als den früher entschiedenen. 

 

Das gilt zunächst für den Umstand, daß hier die "Abfindung" bereits vor dem Ende des 

Arbeitsverhältnisses vereinbart wurde und deshalb nicht bereits angefallene, sondern 

künftige Gehaltsansprüche betraf. Wäre dieser Umstand für die rechtliche Beurteilung ei-

ner "Abfindung" erheblich, so könnte es von der Terminierung oder anderen Unwägbar-

keiten des Kündigungsschutzprozesses abhängen, ob das bis zum Ende des Arbeitsver-

hältnisses zu gewährende Entgelt als echte Abfindung oder als Arbeitsentgelt iS des § 14 

SGB IV bzw § 117 Abs 1 AFG zu gelten hätte. Ein solches Ergebnis wäre nach Ansicht 

des Senats nicht sachgerecht. Im übrigen haben auch Gehaltsansprüche, die erst künftig, 

aber bis zu dem vereinbarten Ende des Arbeitsverhältnisses fällig werden, schon einen 

Vermögenswert, der sich nicht wesentlich von dem bereits angefallener Ansprüche unter-

scheidet; auch deshalb wäre es nicht begründet, einen "Verzicht" auf Gehaltsansprüche 

unter gleichzeitiger Vereinbarung einer "Abfindung" in beiden Fällen unterschiedlich zu 

beurteilen. 

 

Auch daß hier die Parteien des arbeitsgerichtlichen Verfahrens in Ziff 2 des Vergleichs 

ausdrücklich eine Zweckbestimmung der vom Kläger zu leistenden Zahlung - als Ent-

schädigung "für den Verlust des Arbeitsplatzes" - vereinbarten und in Ziff 3 vorsahen, daß 

der Beigeladenen zu 3) für die Restdauer des Arbeitsverhältnisses keine "Vergütungsan-

sprüche" mehr zustehen sollten, also eine Bewertung der Zahlung als Arbeitsentgelt of-

fensichtlich zu vermeiden wünschten, macht die fragliche Leistung des Klägers nicht zu 

einer "echten" Abfindung. Diese Abreden verstießen, soweit sie die Zweckbestimmung 

der vereinbarten Abschlußzahlung betrafen, gegen § 32 Sozialgesetzbuch - Allgemeiner 

Teil - (SGB I). Danach sind privatrechtliche Vereinbarungen nichtig, die zum Nachteil des 

Sozialleistungsberechtigten von Vorschriften dieses Gesetzbuches abweichen. Ein sol-

cher Fall lag hier vor. Die genannte zweckbestimmung der Zahlung von 6.600 DM an die 

Beigeladene zu 3) in Verbindung mit dem Lohnverzicht konnte nämlich allein den Sinn 

haben, ihr für die letzten drei Monate des auslaufenden Arbeitsverhältnisses ein Nettoent-

gelt, dh eine mit gesetzlichen Abzügen, insbesondere Sozialversicherungsbeiträgen, weit-

gehend unbelastete Vergütung zuzuwenden. Dies wird besonders deutlich durch die aus-

drückliche Bezugnahme der Vergleichsparteien auf die Vergünstigung in § 3 Nr 9 EStG. 

 

Hätte die Beklagte als zuständige Einzugsstelle der Beiträge die von den Vergleichspar-

teien beabsichtigte Zweckbestimmung anerkannt und die vereinbarte Zuwendung bei-

tragsrechtlich als echte Abfindung behandelt, so wäre der sozialrechtliche Schutz der Bei-
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geladenen zu 3) für die Restdauer ihres Arbeitsverhältnisses (1. April bis 30. Juni 1986) 

beeinträchtigt worden. In der Angestelltenversicherung wären ihr nämlich anstelle von 

Versicherungszeiten iS des § 27 Abs 1 Buchst a Angestelltenversicherungsgesetz (AVG) 

allenfalls Ausfallzeiten iS des § 36 Abs 1 Nr 3a AVG anzurechnen gewesen. In der Kran-

kenversicherung wäre sie nicht nach § 165 Abs 1 Nr 2 Reichsversicherungsordnung 

(RVO), sondern nur nach § 155 Abs 1 AFG versichert gewesen, was zumindest hinsicht-

lich der Barleistungen zu einem minderen Versicherungsschutz geführt hätte. Auch in der 

Arbeitslosenversicherung hätten sich geringere Leistungen, zumindest Verluste von Leis-

tungsanwartschaften, ergeben. 

 

Für die Beurteilung der "Abfindung" als Arbeitsentgelt spricht ferner, daß ein verständiger 

Grund für die Gewährung einer Entschädigung für den Verlust des Arbeitsplatzes -

 jedenfalls in der vereinbarten Höhe - nicht zu erkennen ist. Die Beigeladene zu 3) war 

nämlich, auch bei Einrechnung der Zeit vom 1. April bis 30. Juni 1986, nicht einmal ein 

volles Jahr beim Kläger beschäftigt. Bei der Beendigung eines Arbeitsverhältnisses von 

so kurzer Dauer wäre allenfalls eine Abfindung in Höhe einer halben Monatsvergütung üb-

lich gewesen (vgl Schaub Arbeitsrechtshandbuch, 6. Aufl, S 963 f). Die Frage nach den 

Aussichten des Kündigungsschutzprozesses ist insoweit nicht von Belang. 

 

Die Beigeladene zu 3) hatte auch keinen Anlaß, auf die in den Monaten April bis Juni 

1986 anfallende Vergütung zu verzichten. Sie hat insbesondere nicht vorgetragen, daß 

der Verzicht etwa den Sinn gehabt habe, ein weitergehendes Ruhen ihres Anspruchs auf 

Alg wegen Bezugs von Arbeitsentgelt (§ 117 Abs 1 AFG) zu vermeiden oder die Ruhens-

zeit wegen des Bezugs einer Abfindung (§ 117 Abs 2 und 3 AFG) zu verkürzen, weswe-

gen hier offenbleiben kann, ob ein derartiger Beweggrund eine andere Betrachtungsweise 

rechtfertigen könnte. An die Behandlung der Zahlung als Abfindung durch das Arbeitsamt 

war die Beklagte als Einzugsstelle nicht gebunden. 

 

Auch daß der Kläger die Beigeladene zu 3) ab 19. März 1986 von der Arbeitsleistung frei-

stellte, schließt eine Zahlung von Arbeitsentgelt für nach diesem Zeitpunkt liegende Zeit-

räume nicht aus. Damit verzichtete er zwar - möglicherweise in Ausübung seines Direkti-

onsrechts als Arbeitgeber - auf eine Gegenleistung für die in Gestalt einer "Abfindung" 

gezahlte Vergütung. Das änderte jedoch nichts an deren Beitragspflicht. Beitragsrechtlich 

entfaltete das "faktisch beendete" Arbeitsverhältnis vielmehr noch Wirkungen bis zum 

30. Juni 1986 (vgl BSGE 59, 183, 185). 

 

Unbegründet ist schließlich die Rüge des Klägers, das LSG habe zu Unrecht ein Schein-

geschäft iS des § 117 BGB angenommen. Es hat seine Auffassung, daß es sich bei der 

"Abfindung" um eine "verdeckte Vergütung" gehandelt habe, gerade nicht auf § 117 BGB 

gestützt. Wenn es ferner festgestellt hat, daß die "Abfindung" der Höhe nach der dreifa-

chen Nettomonatsvergütung der Beigeladenen zu 3) entsprochen habe, so hat die Revisi-
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on insoweit zulässige Rügen nicht erhoben (§§ 160 Abs 2 Nr 3, 163 Sozialgerichtsgesetz -

SGG-). Nach allem war die am 19. März 1986 vereinbarte "Abfindung" der Beschäfti-

gungszeit der Beigeladenen zu 3) vom 1. April bis 30. Juni 1986 zuzuordnen und deshalb 

in voller Höhe beitragspflichtiges Entgelt. 

 

Im Kostenpunkt beruht die Entscheidung auf § 193 SGG. 
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